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Berechnungsbeispiel Fall 2    
Unterhaltspfl ichtiger alleinstehender Rentner:

Alter  70 Jahre 
durchschnittliche statistische 
Lebenserwartung  13,87 Jahre 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze 
errechnetes Altersvorsorgeschonvermögen 100.000.00 €

Umrechnung des Altersvorsorgeschonvermögens 
auf eine Monatsrente
(BGH vom 21.11.2012, Az. XII ZR 150/10)

einzusetzendes Altersvorsorgevermögen des 
Unterhaltspfl ichtigen ���������� €

Verrentungsfaktor nach § 14 Bewertungsgesetz 
(BewG)   9,792
(bei zusätzlicher durchschnittlicher statistischer 
Lebenserwartung von 13,87 Jahren)
Monatlich  Betrag ������ €

Der Betrag von 851,03 € ist bei der Unterhaltsberechnung aus 
Einkommen wie ein normales Renteneinkommen bzw. sonstige 
Einkünfte zu berücksichtigen.

��������
Wegen der Komplexität des Unterhaltsrechts und der individuellen Fall-
konstellation ist eine abschließende Darstellung dieses Themas im Rah-
men einer Broschüre nicht möglich. Für den speziellen Einzelfall stehen 
deshalb die zuständigen Sachbearbeiter des jeweiligen Fachreferats zur 
Verfügung.

Ergänzende Hinweise
zu sonstigen Leistungen
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Pflegeversicherung

Allgemeines

Durch die Pflegestärkungsgesetze II und III gelten ab 01.01.2017 neue 
Vorschriften zur Bestimmung der Pflegegrade, des Pflegebedürftigkeits-
begriffes und zum Vergütungs- und Leistungsrecht.

Wann werden Leistungen erbracht?

Versicherte erhalten die Leistungen der Pflegeversicherung nur auf An-
trag des Pflegebedürftigen oder seines Bevollmächtigten/Betreuers bei 
der Pflegekasse. Die Leistungen werden ab Antragstellung gewährt.
Pflegebedürftig sind Personen, die gesundheitlich bedingte Beeinträch-
tigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und des-
halb der Hilfe durch andere bedürfen. Es muss sich um Personen han-
deln, die körperliche, kognitive oder psychische Beeinträchtigungen oder 
gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen nicht selb-
ständig kompensieren oder bewältigen können. 

Die Pflegebedürftigkeit muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 
sechs Monate, bestehen und einen bestimmten Schweregrad aufwei-
sen. 
Maßgeblich für das Vorliegen von gesundheitlich bedingten Beeinträch-
tigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten sind die in den folgen-
den sechs Bereichen genannten pflegefachlich begründeten Kriterien:

Pflegegrade

Leistungen

1. 	 Mobilität
2. 	 kognitive und kommunikative Fähigkeiten
3. 	 Verhaltensweisen und psychische Problemlagen
4. 	 Selbstversorgung
5. 	 Bewältigung und selbständiger Umgang mit krankheits- oder  

therapiebedingten Anforderungen und Belastungen
6. 	 Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte

Welche Leistungen gewährt die 
Pflegeversicherung? (Rechtsstand 2017)
 
Entscheidend für die Höhe der Leistungen ist die Zugehörigkeit zu einem 
bestimmten Pflegegrad.
Pflegegrad 1: geringe Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der 
Fähigkeiten
Pflegegrad 2: erhebliche Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder 
der Fähigkeiten
Pflegegrad 3: schwere Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der 
Fähigkeiten
Pflegegrad 4: schwerste Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder 
der Fähigkeiten
Pflegegrad 5: schwerste Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder 
der Fähigkeiten mit besonderen Anforderungen an die pflegerische Ver-
sorgung

Der Medizinische Dienst der Krankenkassen (MDK) stellt die Pflegebe-
dürftigkeit fest und nimmt eine Einstufung in einen der Pflegegrade vor. 
Die Pflegekasse erteilt einen Bescheid über das Ergebnis der Begutach-
tung.

Häusliche Pflege 

Die häusliche Pflege hat sowohl nach dem Sozialhilferecht  (§ 13 SGB XII) 
als auch nach dem Pflegeversicherungsrecht (§ 3 SGB XI) Vorrang vor der 
stationären Pflege.

Ab dem Pflegegrad 2 werden von der Pflegekasse als Sachleistung Pfle-
geeinsätze durch ambulante Pflegedienste und Sozialstationen bis zu 
689 € (Pflegegrad 2), 1.298 € (Pflegegrad 3), 1.612 €  (Pflegegrad 4) und 
1.995 € (Pflegegrad 5) im Monat erbracht. 
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Pflegegeld Anstelle der Sachleistung kann von der Pflegekasse ein Pflegegeld bean-
sprucht werden. Das setzt voraus, dass die pflegebedürftige Person mit 
dem Pflegegeld die erforderliche Grundpflege und hauswirtschaftliche 
Versorgung in geeigneter Weise selbst sicherstellt. 

Das Pflegegeld in der häuslichen Pflege beträgt derzeit monatlich

Pflegegrad 2:		  316 €
Pflegegrad 3:		  545 €
Pflegegrad 4:		  728 €
Pflegegrad 5:		  901 €

Möglich ist auch die Kombination von Pflegesachleistung und Pflege-
geld.

Teilstationäre Pflege (Tages- oder Nachtpflege)
 
Teilstationäre Pflege umfasst die zeitweise Betreuung im Tagesverlauf 
in einer Einrichtung; entweder tagsüber oder während der Nacht. Die 
Pflegekasse übernimmt derzeit monatlich in 

Pflegegrad 2:		  bis zu 689 €
Pflegegrad 3:		  bis zu 1.298 €
Pflegegrad 4:		  bis zu 1.612 €
Pflegegrad 5:		  bis zu 1.995 €

Verhinderungspflege/Kurzzeitpflege

Verhinderungspflege (§ 39 SGB XI) kommt in Betracht
n	 bei Verhinderung einer Pflegeperson wegen Erholungsurlaub, Krank-

heit oder aus anderen Gründen an der Pflege für Pflegebedürftige 
der Pflegegrade 2 - 5 

Die Pflegekasse übernimmt die Kosten einer notwendigen Ersatzpflege 
für längstens sechs Wochen je Kalenderjahr bis zu 1.612 € für Pflegebe-
dürftige mit mindestens Pflegegrad 2, zudem wird das halbe Pflegegeld 
fortgewährt. 

Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI) kommt in Betracht
n	 für eine Übergangszeit im Anschluss an eine stationäre Behandlung 

des Pflegebedürftigen oder
n	 in sonstigen Krisensituationen (auch bei Erkrankung, Urlaub der 

Pflegeperson), in denen vorübergehend häusliche oder teilstationäre 
Pflege nicht möglich oder nicht ausreichend ist

Leistungen für die Kurzzeitpflege werden von der Pflegekasse für Pfle-
gebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 pro Kalenderjahr für längstens acht 
Wochen und bis zu einem Wert von maximal 1.612 € gewährt, zudem 
wird das halbe Pflegegeld fortgewährt.
Der Leistungsbetrag nach § 42 Abs.2 Satz 2 SGB XI kann um bis zu  
1.612 €­ aus noch nicht in Anspruch genommenen Mitteln der Verhinde-
rungspflege nach § 39 Absatz 1 Satz 3 SGB XI auf insgesamt bis zu 3.224 
€ im Kalenderjahr erhöht werden.
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§ 39c SGB V „Kurzzeitpflege bei fehlender Pflegebedürftigkeit“: 

Reichen Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach § 37 Absatz 1a 
SGB V bei schwerer Krankheit oder wegen akuter Verschlimmerung ei-
ner Krankheit, insbesondere nach einem Krankenhausaufenthalt, nach 
einer ambulanten Operation oder nach einer ambulanten Krankenhaus-
behandlung nicht aus, erbringt die Krankenkasse die erforderliche Kurz-
zeitpflege entsprechend § 42 SGB XI für eine Übergangszeit, wenn keine 
Pflegebedürftigkeit im Sinne des Elften Buches festgestellt ist. 
n	 Leistungsberechtige, die den Pflegegrad 2 nicht erreichen, können 
	 in solchen Fällen ebenfalls den Leistungsbetrag von max. 1.612 € 

erhalten
n	 Leistungsberechtigte in Pflegegrad 1 erhalten zusätzlich den 
	 Entlastungsbetrag von mtl. 125 €  (§ 45 b SGB XI)
n	 Es besteht in diesen Fällen kein Anspruch auf Leistungen der 
	 Verhinderungspflege

Vollstationäre Pflege

Die vollstationäre Pflege ist gegenüber der häuslichen und teilstationä-
ren Pflege nachrangig (§ 43 Abs. 1 SGB XI).

Die Pflegekasse zahlt für Pflegebedürftige der Pflegegrade 1 bis 5 eine 
monatliche Pauschale an die Pflegeeinrichtung, und zwar bei

Pflegegrad 1:		  125 €
Pflegegrad 2:		  770 €
Pflegegrad 3:		  1.262 €
Pflegegrad 4:		  1.775 €
Pflegegrad 5:		  2.005 €

Die anfallenden Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie Investiti-
onskosten muss die pflegebedürftige Person selbst aufbringen.

Einrichtungseinheitlicher Eigenanteil:
Im bisherigen bis zum 31.12.2016 gültigen System der Pflegestufen hing 
die Eigenbeteiligung von der Pflegestufe ab.
Neu: Ab dem 01.01.2017 zahlen alle Bewohner der Pflegegrade 2 bis 5 in 
einem Pflegeheim den gleichen Eigenanteil unabhängig vom Pflege-
grad. Somit steigt der Eigenanteil auch nicht, wenn eine Einstufung in 
einen höheren Pflegegrad erfolgt.

Entlastungsbetrag bei häuslicher Pflege

Pflegebedürftige in häuslicher Pflege haben nach § 45b SGB XI Anspruch 
auf einen Entlastungsbetrag in Höhe von bis zu 125 Euro monatlich. Der 
Betrag ist zweckgebunden einzusetzen für qualitätsgesicherte Leistun-
gen zur Entlastung  pflegender Angehöriger und vergleichbar Naheste-
hender  sowie zur Förderung der Selbständigkeit und Selbstbestimmt-
heit der Pflegebedürftigen bei der Gestaltung ihres Alltags. 
Er dient der Erstattung von Aufwendungen, die den Versicherten entste-
hen im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von

n	 Leistungen der Tages- oder Nachtpflege

n	 Leistungen der Kurzzeitpflege

n	 Leistungen der ambulanten Pflegedienste, in den Pflegegraden 2 bis 
5, jedoch nicht von Leistungen im Bereich der Selbstversorgung

n	 Leistungen zur Unterstützung im Alltag (niedrigschwellige Entlas-
tungsangebote bei Personen mit eingeschränkter Alltagskompetenz)

Wird die Leistung in einem Kalenderjahr nicht ausgeschöpft, kann der 
nicht verbrauchte Betrag in das folgende Kalenderhalbjahr übertragen 
werden.
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Leistungsarten

Voraussetzungen

Pfl ege in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für 
behinderte Menschen

Für Pfl egebedürftige der Pfl egegrade 2 bis 5 in einer vollstationären Ein-
richtung der Behindertenhilfe, in der die Eingliederung und nicht die 
Pfl ege im Vordergrund steht, übernimmt die Pfl egekasse 10 Prozent des 
Heimentgelts, höchstens jedoch monatlich 266 €. 

Hinweis:

Für weitergehende Auskünfte stehen Ihnen die Berater der Pfl egekassen 
zur Verfügung.

Voraussetzungen für Sozialhilfeleistungen

n Liegt Heimbetreuungsbedürftigkeit bzw. Pfl egebedürftigkeit vor, die 
noch nicht dem Pfl egegrad 2 entspricht oder 

n besteht keine Mitgliedschaft bei einer Pfl egekasse oder
n reichen die Leistungen der Pfl egeversicherung zusammen mit den 

Eigenmitteln nicht aus, den pfl egebedingten Aufwand sowie den 
Lebensunterhalt sicherzustellen, 

dann können Sozialhilfeleistungen in Anspruch genommen werden, 
sofern die sozialhilferechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
Hierüber entscheiden die örtlichen Sozialhilfeträger (Landkreise, kreis-
freie Städte) bezüglich Pfl egegeld und häuslicher Pfl ege, der Bezirk Ober-
pfalz bezüglich teilstationärer und vollstationärer Pfl ege. Pfl egereform 2016/2017

Übergangsregelungen
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Aufgaben Leistungsarten

62

Bestandsschutz für Versicherte, die am 31.12.2016 
nach den bisherigen Regelungen Leistungen aus 
der Pflegeversicherung erhalten haben:

Pflegebedürftige der bisherigen Pflegestufen 1 bis 3 wurden ab dem 
01.01.2017 ohne erneute Antragsstellung und ohne erneute Begutach-
tung einem Pflegegrad (2 bis 5) zugeordnet. Der Pflegegrad wurde den 
Pflegeversicherten durch die Pflegekasse schriftlich mitgeteilt.
Diese Versicherten haben ab 01.01.2017 Besitzstandschutz auf die ihnen 
unmittelbar vor dem 01.01.2017 zustehenden Leistungen.

Bei vollstationärer Pflege zahlt die Pflegeversicherung den Differenzbe-
trag, falls die neue Eigenbeteiligung höher als die Bisherige ist.

Bestandsschutz für Versicherte, die  am 31.12.2016 
in die bisherige Pflegestufe 0  ohne eingeschränkte 
Alltagskompetenz eingestuft waren:

Für Personen in Alten- und Pflegeheimen mit der Pflegestufe 0 ohne 
eingeschränkte Alltagskompetenz nach bis zum 31.12.2016 geltendem 
Recht zahlt der Bezirk Oberpfalz ab 01.01.2017 gem. § 138 SGB XII den 
bisherigen Pflegesatz bis zum Ende des Monats, in dem das Begutach-
tungsergebnis des MDK über einen Pflegegrad vorliegt.

Pflegeversicherte der bisherigen Pflegestufe O mit 
eingeschränkter Alltagskompetenz:

Ab dem 01.01.2017 erfolgte ohne erneute Antragsstellung und ohne er-
neute Begutachtung eine Zuordnung in Pflegegrad 2. Der Pflegegrad 
wurde den Pflegeversicherten durch die Pflegekasse schriftlich mitge-
teilt.

Bewohner einer vollstationären Einrichtung der 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen:

Behinderte Menschen, die Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten 
und bei denen eine erheblich eingeschränkte Alltagskompetenz nach § 
45a SGB XI in der am 31.12.2016 geltenden Fassung, aber keine Pflegestu-
fe festgestellt wurde, erhalten infolge der Überleitung in Pflegegrad 2 
Leistungen nach § 43a SGB XI.

Hinweis:
Wegen der Komplexität der  Überleitungsvorschriften werden in dieser 
Broschüre nur die häufigsten Fallkonstellationen erläutert. Für weitere 
Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter der Sozialverwaltung des Bezirks 
Oberpfalz zur Verfügung.

Sämtliche in dieser Broschüre genannten Beträge hinsichtlich der Pfle-
geversicherungsleistungen und Heimentgelte beziehen sich auf den 
Rechtsstand 2017.




